Tagesordnungspunkt: Den 8. Mai zum Feiertag erklären                                  

Frau Oberbürgermeisterin, meine Damen und Herren,  

die Einführung eines solchen Feiertages ist unserer Meinung nach lange überfällig. 

Der Antrag wird hier auch im Namen des Bündnisses gegen Rassismus und 

Ausgrenzung in den Rat eingebracht. An diesem Bündnis sind auch Mitglieder 

der LINKEN maßgeblich beteiligt. Uns ist es ein besonderes Anliegen gerade 

auch Esther Bejarano in ihrer Forderung nach einer Erhebung des 8 Mai zum 

offiziellen Feiertag zu unterstützen.

 Dies umso mehr, als Esther Bejarano sich seit Jahrzehnten als Vorsitzende des

 Auschwitz Komitees und als Ehrenpräsidentin der Vereinigung der 

Verfolgten des Naziregimes-Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten für 

eine glaubwürdige Erinnerungskultur einsetzt. 

Dass derartige Vereinigungen auch immer mehr von staatlicher Seite unter

 Druck geraten, indem man versucht, ihnen die Gemeinnützigkeit abzuerkennen, 

liefert ein Schlaglicht auf die derzeitige Erinnerungskultur. Esther Bejarano hat 

sich während ihres gesamten Lebens für Frieden, Verständigung und eine 

Erinnerungskultur, die nicht in Ritualen erstarrt ist, eingesetzt. 

Den 8. Mai zu einem Feiertag zu erklären, was er in vielen europäischen 

Ländern schon seit Jahrzehnten ist, ist lange überfällig. Bereits durch die UN 

wurde der 8. Mai anno 1985 zu einem Ehrentag des Sieges über Nazismus und 

Faschismus im Zweiten Weltkrieg und des Kampfes gegen neofaschistische

 Erscheinungen erklärt. Bereits 1950 hatte die DDR  den 8. Mai als „Tag der 

Befreiung“ zum gesetzlichen Feiertag erklärt. In der BRD brauchte es weitere 35

 Jahre, bis Richard von Weizsäcker (CDU) in seiner denkwürdigen  Bundestagsrede diese Sichtweise auf diesen historischen Tag empfahl.
Gerade heute ist ein solcher Gedenktag nötiger denn je, denn es geht nicht nur 

darum, den wieder aufkommenden Faschismus und Antisemitismus zu

 bekämpfen, sondern auch darum, sich verstärkt für Frieden und gegen die

 massive Aufrüstung, die seit Jahren auch vom Westen betrieben wird, zu 

stellen. 

Seit der Wiedervereinigung sind die Rüstungsausgaben weltweit um 80 Prozent 

gestiegen, Tendenz steigend, bewaffnete Konflikte, die teilweise zu humanitären 

Katastrophen führen, so im Jemen, nahmen rapide zu. Krieg wird wieder als 

Mittel der Politik betrachtet und das im 21. Jahrhundert.

 Der Gewinn des internationalen Waffenhandels ist so groß, wie das Einkommen 

der einen Hälfte der Weltbevölkerung. Hier werden Ressourcen in einem 

unfassbaren Ausmaß verschwendet, die für andere Zwecke, wie die 

 Bekämpfung des Klimawandels und das Auffangen der schlimmsten sozialen 

Verwerfungen durch denselben, dringend benötigt würden.

 Gedenktage sollten nicht nur zurückschauen und Vorgänge, in der 

Vergangenheit beklagen. Gedenktage sollten dazu dienen, sich auch heutigen 

Fehlentwicklungen entgegenzustellen, und sie klar zu benennen.

 Gerade jetzt in der Corona- Krise konnte man feststellen, wie stark noch 

autoritäres Gedankengut und ebensolche Verhaltensmuster in den Köpfen von 

Normalbürgern virulent sind, wie schnell der kleine Blockwart wieder zur Stelle

 war, wie schnell die Bevölkerung bereit war, den Föderalismus als historisches

 Gedöns abzutun. Immerhin ein Konstrukt, das nach den Erfahrungen des 

Faschismus in Deutschland bewusst eingeführt worden war, um ein 

zentralistisches Durchregieren zu verhindern und ein System der Checks and 

Balances zu etablieren.
 Krieg muss in der heutigen Zeit geächtet werden. Stattdessen erleben wir ein 

erneutes Aufkommen rassistischer, militaristischer und faschistischer 

Bestrebungen. Wir erleben, dass man der Verantwortung gegenüber den 60 

Millionen Toten, die der letzte, von Deutschen begonnene Vernichtungskrieg 

gemordet hat, nicht gerecht wird. Die offizielle Erinnerungskultur versucht mehr 

und mehr den Blutzoll, den vor allem sowjetrussischen Menschen geleistet

 haben, um den Hitlerfaschismus zu bekämpfen, unsichtbar zu machen und aus 

dem öffentlichen Gedenken zu tilgen. 27 Millionen Sowjetrussen sind dem 

Rassenwahn zum Opfer gefallen. 

Am 22. Juni 1941, also vor 80 Jahren, begann der Überfall von Hitler-

Deutschland auf die Sowjetunion. Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble 

erklärte bereits, dass es am 22. Juni 2021 in Berlin keine Gedenkveranstaltung 

geben wird. Allein das, ist ein Skandal in sich und spuckt den Opfern dieses 

mörderischen Vernichtungskrieges und ihren Hinterbliebenen ins Gesicht.
Die Versuche neue Feindbilder gegenüber Russland und China aufzubauen, sind 

unübersehbar. Kriege werden heute zu humanitären Einsätzen umgelogen. 

Kriege zu führen, nennt man heute „Verantwortung übernehmen“. 

Solche abstrusen Sichtweisen werden selbst von Kirchenfürsten wiedergekäut, 

die unreflektiert den erweiterten Sicherheitsbegriff übernehmen und 

propagieren. Selbst Kirchentage bleiben dank der Einflussnahme aus 

konservativen Kreisen nicht frei von Kriegs- und Aufrüstungspropagandisten- 

wie Obama und Stoltenberg.
 Der 8. Mai sollte uns gemahnen, dass es kein schlimmeres Verbrechen gibt, als 

Krieg, gleichgültig unter welchem Deckmantel er daherkommt. 

Wenn Erinnerung keine Auswirkungen auf die Zukunft hat, dann ist sie schal 

und bedeutungslos. Wir müssen uns endgültig von dem Wahn verabschieden, 

dass Krieg ein Mittel der Auseinandersetzung ist oder wie Gustav Heinemann es 

einmal formuliert hat: ...der Friede ist der Ernstfall, in dem wir uns alle zu 

bewähren haben, weil es hinter dem Frieden keine Existenz mehr gibt.

Danke!

Bettina Angela Peipe

(Stadtverordnete)

Es gilt das gesprochene Wort! 
